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Überbaubare Grundstücksfläche

Nicht überbaubare Grundstücksfläche

Baugrenze

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Stadt Flörsheim am Main Bebauungsplan "Die Boin, 2. Änderung"
Der Bebauungsplan "Die Boin, 2. Änderung" ersetzt innerhalb seines
Geltungsbereiches den Bebauungsplan "Die Boin" in allen seinen
Festsetzungen.

Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB
Allgemeines Wohngebiet

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebe-
triebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden
gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.
Anlagen für sportliche Zwecke sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig.

Grundflächenzahl (GRZ): 0,4
Geschossflächenzahl (GFZ): 1,0
Zahl der Vollgeschosse: II - III

Bauweise: offen

Die zulässige Gebäudehöhe beträgt maximal 13,0 m bezogen auf die Fahr-
bahnoberkante der Moselstraße.

Die Errichtung von unterirdischen Garagen (Tiefgaragen) und Terrassen ist
generell in der nicht überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

Umfassungsbauteile von Aufenthaltsräumen sind in einem Bauschalldämm-
mass R`w von mindestens 38 dB auszuführen.

Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB
i. V. m. § 81 HBO
Zulässige Dachform:

Satteldach, Pultdach und versetztes Pultdach (Versatz maximal 1,5 m).
Für Garagengebäude sind Flachdächer ausnahmsweise zulässig, wenn diese
vollständig begrünt sind.

Zulässige Dachneigung:

Mindestens 20° bis höchstens 45°

Sockelhöhe:

Die maximale Höhe von Haussockeln beträgt 0,5 m über der Oberkante Straße,
gemessen in Fahrbahnmitte.

Außenwandgestaltung:

Haussockel sind in einem dunkleren Farbton von den Fassadenfarben abzusetzen.
Sockelverblendungen aus Keramik, Mosaik, Glas oder sonstigem lasierten Material,
aus Metall, Waschbeton, Kunststoff oder Asbestzement sind nicht zulässig.

Einfriedigung:

Die maximale Höhe der straßenseitigen Einfriedigung beträgt 0,8 m.
Die maximale Höhe der rückwärtigen und seitlichen Grundstückseinfriedigungen
beträgt 1.50 m. Die rückwärtigen und seitlichen Grundstückseinfriedigungen sind
aus durchsichtigen Materialien und bzw. oder aus Laubgehölzhecken auszuführen.

Grundstücksfreiflächen:

Mindestens 40% der Baugrundstücksfläche sind als Grünfläche anzulegen und zu
unterhalten. Mindestens 20% dieser Grünflächen sind mit Gehölzen der Auswahl-
liste I zu bepflanzen. Bei allen vorzunehmenden Gehölzpflanzungen darf der Anteil
von Baumarten 15% nicht unterschreiten. Bei der anzurechnenden Bemessung ist
pro Baum eine Fläche von 10 m² und pro Strauch eine Fläche von 2 m² anzuneh-
men.

Die auf dem Baugrundstück notwendigen Wege sind wasserdurchlässig zu
befestigen.

Auswahlliste I:

(B) Acer campestre - Feldahorn
(B) Acer platanoides - Spitz-Ahorn

Amelanchier ovalis - Gemeine Felsenbirne
(B) Carpinus betulus - Hainbuche

Cornus mas - Kornelkirsche
Corylus avellana - Haselnuß

(B) Fraxinus excelsior - Esche
Hammamelis mollis - Zaubernuß

(B) Hunglans regia - Walnuß
Potentilla fruticosa - Fünffingerstrauch

(B) Prunus avium - Vogelkirsche
Prunus spinosa - Schlehe

(B) Quercus robur - Stiel-Eiche
Rosa arvensis - Feld-Rose
Rosa canina - Hunds-Rose
Ribes alpinum - Alpen-Johannisbeere
Ribes nigrum - Schwarze Johannisbeere
Rubus fruticosus - Wilde Brombeere
Rubus idaeus - Himbeere

(B) Salix caprea - Salweide
Sambus nigra - Schwarzer Holunder

(B) Sorbus domestica - Speierling
(B) Tila cordata - Winterlinde

HochstämmigeObstbäume
(B) = Baum

Verfahrensvermerke
Aufstellung

Durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 05.11.2009

Offenlegung

Öffentlich ausgelegt in der Zeit vom 03.05.2010 bis 04.06.2010

Beschluss

Als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB von der Stadtverordnetenver-
sammlung beschlossen am 07.10.2010

                 _____________________
Datum Unterschrift

Katasterstand

Stand der Planunterlagen:  01 / 2010

Bekanntmachung

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB
mit dem Hinweis auf die Bereithaltung am                    ortsüblich bekannt
gemacht.

               _____________________
Datum Unterschrift
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Plangebiet

Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Neubekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert gemäß Artikel 4 des
Gesetzes vom 24.12.2008 (BGBl. I S. 3018)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsver-
ordnung -BauNVO-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990,
BGBl. I S. 132

§ 5 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.03.2005, GVBl. I S. 142

Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
25.06.2002, GVBl. I S. 274

Oktober  2010

Hinweise
Schutz von Gasversorgungsleitungen:

Die Netzdienste Rhein/Main AG bittet darum, vor Beginn der Arbeiten die
Gasbestandspläne in der Abt. Zentrale Netzauskunft anzufordern.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass bei allen Baumaßnahmen die NRM -
Norm 5.01.02, die dem Schutz aller unterirdischen Versorgungsleitungen und
Anlagen, Armaturen, Mess-, Signal- und Steuerkabel dient, einzuhalten ist.
Die Norm kann bei der Internetadresse unter „Dienstleistung / Netzauskunft“
mit dem Titel „Anweisungen zum Schutz von Versorgungseinrichtungen der
Mainnova“ heruntergeladen werden. Die technischen Bedingungen zum Schutz
von unter- irdischen Versorgungsleitungen, Armaturen, Mess-, Signal- und
Steuerkabel der Mainova sind hier zu beachten.
Desweiteren ist bei dem Pflanzen von Bäumen darauf zu achten, dass diese
in einem ausreichenden Abstand zu den Gasversorgungsleitungen gesetzt
werden.

Regenwassernutzung:

Zur Gartenbewässerung sollten Regenwasserzisternen angelegt werden, um
den Verbrauch von Trinkwasser zu reduzieren.

Meldepflicht von Bodendenkmälern:

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Land-
esamt für Denkmalpflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege oder der
Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 20 Hessisches
Denkmalschutzgesetz). In diesen Fällen kann für die weitere Fortführung des
Vorhabens eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung nach § 16 Hessischem
Denkmalschutzgesetz erforderlich werden.

Energieeinsparung:

Zur Einsparung von Energie wird die Nutzung von Sonnenenergie z.B. auch
Solaranlagen empfohlen.

Artenschutz:

Es wird auf die zwingend einzuhaltenden artenschutzrechtlichen Vorschriften
des Bundesnaturschutzgesetzes hingewiesen.

Zeichenerklärung
Festsetzungen


